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1. Anlass und Ziel der Planung, Aufstellungsverfahren 

Herr Karl Kmietzyk (nachfolgend Vorhabenträger) hat bei der Gemeinde Wolde gemäß § 12 

Absatz 2 BauGB beantragt, ein Verfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans einzuleiten.  

Das Flurstück 102, Flur 1, Gemarkung Schmiedenfelde ist bereits mit einem Wohnhaus und 

Nebengebäuden bebaut. Da sich das Bestandsgebäude in einem baulich schlechten Zustand 

befindet, beabsichtigt der Vorhabenträger dieses durch ein Wohngebäude nach den derzeit 

geltenden Energiestandards zu ersetzen. 

Ziel des Vorhabens ist es, durch Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes gemäß § 4 

BauNVO die Errichtung eines Wohnhauses mit Nebenanlagen planungsrechtlich abzusichern.  

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wolde hat in der Sitzung am 29.03.2023 die 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 7 „Südliche Ergänzung der 

Wohnbebauung in Schmiedenfelde“ beschlossen. 
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in der Planzeichnung im Maßstab 1: 

500 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von 1.284 m². Er erstreckt sich auf eine 

Teilfläche des Flurstücks 102 in der Flur 1 der Gemarkung Schmiedenfelde. 

2.2 Plangrundlagen 

• Katasterdaten sowie Geodaten des Landesamtes für innere Verwaltung Mecklenburg-

Vorpommern vom März 2023, Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen 

Lübecker Str. 289, 19059 Schwerin. 

Lagebezugssystem: ETRS89.UTM-33N; Höhenbezugssystem: DHHN2016 

• Lageplan des Architekturbüro m.köth Architektur + Ingenieurbüro GmbH, Poststr. 14, 

17087 Altentreptow vom März 2023 
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2.3 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 

3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 

6) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 

2023 I Nr. 6) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 

(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 

I S. 1802) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - 

KV M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777), mehrfach 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S. 467) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 

i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) i. d. F. der 

Bekanntmachung vom 23. Februar 2010 (GVOBl. M-V S. 66), zuletzt geändert durch Artikel 

12 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 228) 

o Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) i. d. F. der 

Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Wolde in der aktuellen Fassung 
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3. Ausgangssituation 

3.1 Charakter des Planungsraumes 

Der Planungsraum befindet sich im Süden der Ortslage Schmiedenfelde in der Gemeinde 

Wolde.  

Das Grundstück ist bereits mit einem Wohnhaus bebaut. Das leerstehende Gebäude ist durch 

einen baulich schlechten Zustand und die Freiflächen durch zahlreiche Müllablagerungen 

gekennzeichnet. 

Die Erschließung erfolgt ausgehend der Dorfstraße über eine vorhandene Zufahrt. 

Die Geländehöhe im Planungsraum steigt von 62,0 m über NHN im Süden auf 64,0 m über 

NHN im Norden an. 

Hochwertige Biotopstrukturen oder Schutzgebiete werden durch den Planungsraum nicht 

berührt. 

Das nächstgelegene Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 2245-302 „Tollensetal 

mit Zuflüssen“ erstreckt sich südlich in ca. 600 m Entfernung. Als nächstgelegenes 

Vogelschutzgebiet ist das sich in ca. 3,0 km Entfernung liegende DE 2344-401 „Kuppiges 

Tollensegebiet zwischen Rosenow und Penzlin“ zu bezeichnen. 

 
Abbildung 1: Fotografie des Planungsraumes (Quelle: Vorhabenträger, April 2023) 
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3.2  Übergeordnete Planungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei sind die 

einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende Pläne oder 

Programme aufzustellen.  

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form von 

räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raumordnung 

abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in 

Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Für gemeindliche 

Bauleitplanverfahren besteht eine Anpassungspflicht.  

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt es sich hingegen gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG 

um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für 

nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen. Für nachgeordnete 

Bauleitplanverfahren besteht eine Berücksichtigungspflicht.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Wolde ergeben sich die Ziele, Grundsätze und 

sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden Rechtsgrundlagen: 

• Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. Dezember 2008 

(BGBl. l S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. 

I S. 1353) 

• Landesplanungsgesetz (LPIG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5.Mai 1998 (GVOBI. M-

V 1998, S.503, 613), zuletzt geändert zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 

9. April 2020 (GVOBl. M-V S. 166, 181) 

• Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-

Vorpommern (LEP-M-V) vom 27. Mai 2016 

• Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS-LVO M-V) vom 15. Juni 2011  

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen 

der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür sind § 4 Abs. 1 ROG sowie der § 1 Abs. 

4 BauGB.  

Nach § 3 Nr. 6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und Ordnung eines 

Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In diesem Zusammenhang 

entscheiden also die Dimension des Baugebietes, die Besonderheit des Standortes sowie die 

vorhersehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit. 

Das Landesraumentwicklungsprogramm des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) 

enthält in den Zielen der Raumordnung Regelungen zur Entwicklung von Siedlungsstrukturen.  
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Der Programmsatz LEP 4.1 (5) fordert, dass die Gemeinden die Innenentwicklungspotenziale 

sowie Möglichkeiten der Nachverdichtung vorrangig nutzen.  

Die Zersiedlung der Landschaft, die bandartige Entwicklung der Siedlungsstruktur sowie die 

Verfestigung von Siedlungssplittern sind zu vermeiden. LEP M-V 4.1 (6) (Z) 

Unter Zersiedlung fallen die untergeordnete oder unzusammenhängende Bebauung, eine 

Bebauung, die durch ihren Umfang und ihre Lage die freie Landschaft und das Ortsbild 

nachteilig beeinflusst und einen Ansatzpunkt für eine weitere Besiedlung im Außenbereich 

bildet sowie das Zusammenwachsen von Siedlungen. 

Als Ziel der Raumordnung ist des Weiteren aufgeführt, dass die Ausweisung neuer 

Wohnbauflächen in Anbindung an bebaute Ortslagen zu erfolgen hat. (Ziel 4.1 [2] RREP MS)  

Dem wird mit der vorliegenden Planung Rechnung getragen. Der Geltungsbereich ist bereits 

mit einem Wohnhaus bebaut und befindet sich innerhalb der bewohnten Ortslage 

Schmiedenfelde. Der Gemeinde Wolde liegen bereits konkrete Investitionsabsichten vor. 

Aufgrund der attraktiven naturräumlichen Lage und der guten Verkehrsanbindung an die 

Städte Altentreptow und Neubrandenburg, ist die Ortslage Schmiedenfelde ein attraktiver 

Wohnstandort. 

Die Festlegungskarte des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-

Vorpommern stellt den Planungsraum als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und 

Vorbehaltsgebiet Tourismus dar. 

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus dem LEP M-V (Planungsraum rot markiert) 
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Das Regionale Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) 

beinhaltet verbindliche Ziele der Raumordnung, mit denen der Entstehung neuer 

Splittersiedlungen sowie der Erweiterung vorhandener Splittersiedlungen entgegengewirkt 

werden soll.  

Gemäß der Festlegungskarte des RREP MS befindet sich der Planungsraum innerhalb eines 

Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft.  

 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem RREP MSE (Lage Planungsraum rot markiert) 

 

In den Vorbehaltsgebieten Tourismus soll der Sicherung der Funktion für Tourismus und 

Erholung besonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist bei der Abwägung mit anderen 

raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, Funktionen und Nutzungen und denen 

des Tourismus selbst besonders zu berücksichtigen (LEP M-V 4.6 (4) Vorbehaltsgebiet 

Tourismus). 

Innerhalb des Planungsraums hat in den letzten Jahren keine touristische Nutzung 

stattgefunden.  

Auch zukünftig ist für den Geltungsbereich keine touristische Nutzung vorhersehbar. 
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Aufgrund der Lage des Planungsraumes innerhalb eines Vorbehaltsgebietes für die 

Landwirtschaft, ist eine Prüfung der Belange der Landwirtschaft erforderlich. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Dabei 

sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen 

die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung 

von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen.  

In den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft soll dem Erhalt und der Entwicklung 

landwirtschaftlicher Produktionsfaktoren und - stätten, auch in den vor- und nachgelagerten 

Bereichen, ein besonderes Gewicht beigemessen werden.  

Dies ist bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und 

Vorhaben besonders zu berücksichtigen. (3.1.4 (1) RREP MS)  

Der Planungsraum ist bereits mit einem Wohnhaus bebaut. Eine landwirtschaftliche Nutzung 

hat in der Vergangenheit nicht stattgefunden. Demzufolge findet kein Entzug 

landwirtschaftlicher Nutzfläche statt. 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 7 „Südliche Ergänzung der Wohnbebauung 

in Schmiedenfelde“ erscheint mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 

vereinbar. 

 

Flächennutzungsplan  

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördenverbindliches Handlungsprogramm einer 

Stadt oder Gemeinde. Er entfaltet keine unmittelbaren Rechtswirkungen im Verhältnis zum 

Bürger nach außen. Er verursacht dennoch rechtliche Wirkungen von erheblicher Reichweite. 

Er bildet den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 Absatz 2 Nr. 1 

BauGB bestimmt ist.  

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan stellt die Fläche des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans Nr. 7 „Südliche Ergänzung der Wohnbebauung in Schmiedenfelde“ als 

Wohnbauflächen dar. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan gilt somit als aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt.  



S e i t e  | 10 

 

vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 7                                               Begründung Stand April 2023 

„Südliche Ergänzung der Wohnbebauung in Schmiedenfelde“   

der Gemeinde Wolde 

4. Planungsinhalt 

4.1 Städtebauliches Konzept  

Aufgabe des Bebauungsplanes ist es eine städtebauliche Ordnung gemäß den in § 1 Abs. 3 

und Abs. 5 BauGB zu gewährleisten. Zur Gewährleistung einer städtebaulichen Ordnung und 

zur gestalterischen Einflussnahme, im Sinne einer baulichen Verdichtung, ist es erforderlich, 

diese Forderungen über eine Bebauungsplanung festzuschreiben.  

Der Planungsraum befindet sich im Süden der Ortslage Schmiedefelde und ist bereits mit 

einem Wohnhaus bebaut. Der Vorhabenträger beabsichtigt das Bestandsgebäude, welcher sich 

in einem baulich schlechten Zustand befindet, durch einen Ersatzneubau nach den derzeit 

geltenden Energiestandards zu erneuern.  

Der Geltungsbereich schließt direkt an die rechtskräftige Satzung des Bebauungsplanes Nr. 6 

„Wohnbebauung Schmiedenfelde“ an. Die Umsetzung der Planung ist aus diesem Standort 

erscheint damit als zielführend.  

Mit der Höhenfestsetzung beabsichtigt die Gemeinde, dass sich die Baukörper in das 

Gesamtbild des Ortes einfügen und keine Dominanz gegenüber der Bebauung im Umfeld 

ausbilden. 

Da es sich bei der Vorhabenfläche um einen vorgeprägten Standort handelt, der bereits in der 

Vergangenheit der Wohnnutzung diente und hochwertige Biotopstrukturen nicht 

beeinträchtigt werden, kann aus städtebaulicher Sicht hier von einem außerordentlich guten 

Standort ausgegangen werden. 
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4.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Planungsziel der Gemeinde Wolde ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes 

gemäß § 4 BauNVO. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. Zulässig sind 

Wohngebäude, die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, Anlagen für kirchliche, kulturelle, 

soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für 

Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen entsprechen nicht dem Entwicklungsziel 

und sind unzulässig.  

Der Planungsraum soll zu Wohnzwecken genutzt werden. Die Planung sieht die Errichtung 

eines Wohnhauses mit Garage vor. 

Die Grundflächenzahl wird für das Allgemeine Wohngebiet auf 0,4 beschränkt. Gemäß § 19 

Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in Satz 1 

bezeichneten Anlagen bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu 

einer Grundflächenzahl von 0,8. 

Flächenbilanz 

Geltungsbereich         1.284 m² 

Allgemeines Wohngebiet            1.263 m²  

Maximale Vollversiegelung GRZ 0,4                     758 m² 

Für den Planungsraum wird die Zahl der Vollgeschosse auf Z= II begrenzt. 

Die Höhenfestsetzungen werden einheitlich auf absoluten Höhen über DHHN2016 angepasst. 

Ausgehend von einer mittleren Geländehöhe von beispielsweise 64 m über NHN im amtlichen 

Höhenbezugsystem DHHN2016 ergibt sich bei einer geplanten Firsthöhe von maximal 9,0 m 

ein zulässiges Höchstmaß von 73,0 m als Oberkante baulicher Anlagen in Metern über NHN 

im Höhenbezugssystem DHHN2016. Entsprechende Zahlenwerte sind in der 

Nutzungsschablone enthalten. 
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Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das Allgemeine Wohngebiet WA dient gemäß § 4 BauNVO dem Wohnen. Zulässig sind 

Wohngebäude, die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, Anlagen für kirchliche, 

kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 

3 BauNVO sind unzulässig.  

2. Gemäß § 9 Abs. 2 BauGB im Vernehmen mit § 12 Abs. 3a BauGB sind nur solche 

Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 

Durchführungsvertrag verpflichtet.  

3. Die maximale Grundflächenzahl wird auf 0,4 begrenzt. Eine Überschreitung gemäß § 19 

Abs. 4 S. 2 BauNVO ist ausgeschlossen. 
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4.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde Wolde über § 9 

Absatz 1 Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnahmen bzw. Flächen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festzusetzen.  

Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 7 sind keine Maßnahmen bzw. Flächen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft erforderlich. 

 

4.4 Örtliche Bauvorschriften 

Die Gemeinden und Städte haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvorschriften“ 

erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege tätig zu werden.  

Folgende örtliche Bauvorschriften werden erlassen: 

1. Es sind Dachneigungen von 15° bis 48° zulässig. 

§ 84 LBauO M-V bestimmt dazu: Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

einer nach § 86 Absatz 1 und 2 LBauO M-V erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die 

Rechtsverordnung oder die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 

Bußgeldvorschrift verweist.  

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet werden. 

 

4.5 Verkehrskonzept 

Für den Geltungsbereich und die hier zulässigen Nutzungen erfolgt die verkehrliche 

Erschließung ausgehend der direkt östlich verlaufenden Dorfstraße. 

  

https://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/kfw.cgi?t=166809012743674207&sessionID=522706884124827962&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=0421&xid=2165310,87#jurabs_1
https://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/kfw.cgi?t=166809012743674207&sessionID=522706884124827962&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=0421&xid=2165310,87#jurabs_2
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5.  Auswirkung der Planung  

5.1 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans eine Umweltprüfung 

durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbericht, der ein gesonderter Teil der 

Begründung des Bebauungsplans ist, darzustellen. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und einer entsprechenden Abstimmung des Umfangs und 

Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB erfolgt die Darstellung der 

Ergebnisse im Umweltbericht. 

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt 

sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter nach § 2a 

BauGB untersucht. Aufgrund der Standortsituation und möglicher Umweltwirkungen des 

Vorhabens wird insbesondere für die Schutzgüter Mensch, Boden, Tiere/Pflanzen und 

Landschaft ein erhöhter Untersuchungsbedarf festgestellt. 

Zur Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und Bewertung des 

Umweltzustandes wird daher der Geltungsbereich des Bebauungsplans einschließlich eines 

Zusatzkorridors von 50 m als Grenze des Untersuchungsraumes gewählt. Zusammenfassend 

wurden drei Konfliktschwerpunkte mit einem erhöhten Untersuchungsbedarf festgestellt:  

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante 

Flächeninanspruchnahme betreffen die Schutzgüter Fläche, Boden, Tiere und 

Pflanzen. 

2. Lärm, Staub sowie Schadstoffimmissionen während der Bauphase sind 

bezüglich der Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Boden, Pflanzen und Tiere 

zu beurteilen.  

3. Die Wahrnehmbarkeit der Bebauung ist bezüglich des Schutzgutes 

Landschaftsbild zu bewerten. 

Weitere Konfliktschwerpunkte sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten.  

Im Rahmen der Umweltprüfung ist die Prüfung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 

erforderlich. Aufgrund der Vorprägung durch die Bebauung mit einem Wohnhaus erfolgt diese 

Prüfung als worst-case-Analyse. 

Die bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkintensität ist für dieses Vorhaben insgesamt als 

gering einzuschätzen. Geplante Eingriffe beschränken sich auf ein unbedingt notwendiges 

Maß.  
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Hochwertige Biotopstrukturen sind innerhalb des Planungsraumes nicht vorhanden.  

Die Betroffenheit streng oder besonders geschützter Arten im Bereich des geplanten Baufeldes 

ist auch aufgrund der vorangegangenen Nutzung erwartungsgemäß sehr gering. Von einer 

Kartierung des im Planungsraum vorkommenden Artenbestandes wird unter Beachtung der 

Vorprägung abgesehen.  

Von ihr wären keine neuen Erkenntnisse zu erwarten, da bereits allgemeine Erkenntnisse zu 

artspezifischen Verhaltensweisen und Habitatansprüchen vor dem Hintergrund der örtlichen 

Gegebenheiten sichere Rückschlüsse auf das Vorhandensein bzw. Fehlen bestimmter Arten 

zulassen.  

Das Vorkommen einer Art wird angenommen, wenn die Art im Raum verbreitet ist und sich 

dort geeignete Habitatstrukturen befinden (worst-case-Betrachtung). Die Diskussion der 

Betroffenheit von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen erfolgt in einem gesonderten 

Fachbeitrag. 

 

5.2 Immissionsschutz 

Die Aufgabe beim Immissionsschutz ist es zu prüfen, ob die Planung Auswirkungen auf 

immissionsschutzrechtliche Belange nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) hat. 

Mitwirkend tätig ist sie auch bei der Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse und 

der Gewährleistung der Sicherheit für die Wohn- und Arbeitsbevölkerung. 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind keine 

wesentlichen Immissionswirkungen im Planungsraum vorhersehbar, die auch nur ansatzweise 

zu immissionsrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen gesetzlich 

vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten. 

 

Hinweis 

Der Planungsraum befindet sich mit einer Entfernung von ~ 2,5 km im äußersten Einwirkbereich 

zum östlich gelegenen Windeignungsgebiet Altentreptow-West. Von einer optischen bedrängten 

Wirkung des WEG AT West auf die Vorhabenplanung ist derzeit nicht auszugehen. Das 

Windeignungsgebiet Altentreptow West ist derzeit mit einem nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftigen Bestand von 39 Windkraftanlagen 

verzeichnet. Davon ausgehend ist mit einem Schalleintrag von ca. 45 – 40 dB (A) auf den 

Planungsraum zu rechnen. 
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5.3 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Für die Entwicklung der im Geltungsbereich zulässigen Nutzungen ist eine Anpassung des im 

Planungsraum bestehenden Ver- und Entsorgungsnetzes erforderlich. 

Allgemeine Vorgaben 

Vor Baubeginn ist das bauausführende Unternehmen verpflichtet, sich beim Versorger nach 

dem aktuellen Leitungsbestand zu erkundigen. 

Trinkwasser 

Neu geplante Gebäude innerhalb des Planungsraumes sind an die öffentliche 

Trinkwasserversorgung anzuschließen (Anschluss- und Benutzungszwang). 

Der Anschluss und die Anschlussbedingungen sind mit dem Versorgungs- und 

Entsorgungsträger, der GKU Betriebsstelle Altentreptow, zu vereinbaren. 

Häusliches Abwasser 

Ein Anschluss des Planungsraumes an die zentrale öffentliche Abwasseranlage besteht derzeit 

nicht. Die Abwasserentsorgung soll dezentral über eine vollbiologische Kleinkläranlage 

erfolgen. Im Sinne einer ordnungsgemäßen Entsorgung des anfallenden häuslichen Abwassers 

sind grundlegend sowohl nachweislich dichte abflusslose Sammelgruben, als auch 

Kleinkläranlagen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik zulässig. 

Niederschlagswasser 

Anfallendes Niederschlagswasser soll auf den unversiegelten Flächen einer Versickerung oder 

Verdunstung zugeführt werden. 
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5.4 Gewässer 

Im Planungsraum befinden sich keine Oberflächengewässer oder verrohrte Gewässer II. 

Ordnung. 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 7 „Südliche Ergänzung der Wohnbebauung in 

Schmiedenfelde“ befindet sich im Einzugsgebiet der öffentlichen Trinkwasserfassung Groß 

Teetzleben, Wasserschutzzone III.B, die neu festgesetzt werden soll.   

 

Gemäß den Antragsunterlagen zur Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes Groß 

Teetzleben, Katalog der Verbote und Nutzungsbeschränkungen, wird die Ausweisung neuer 

Baugebiete im Rahmen der Bauleitplanung erlaubt sein, ausgenommen Industrie und 

produzierendes Gewerbe unter der Voraussetzung einer ordnungsgemäßen 

Abwasserentsorgung.  

Weiterhin werden bestimmte Handlungen (vorbehaltlich Änderungen im Zuge des 

Festsetzungsverfahrens), wie in o. g. Auflagen formuliert, eingeschränkt sein.  

Nach § 52 Wasserhaushaltsgesetz können in einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen 

Gebiet vorläufige Anordnungen nach Absatz 1 getroffen werden, wenn andernfalls der mit der 

Festsetzung des Wasserschutzgebietes verfolgte Zweck gefährdet ist.  

Um sowohl dem Trinkwasserschutz als auch öffentlichem Interesse zu genügen, wurden unten 

genannte Bedingungen für den gesamten, im Einzugsgebiet der Wasserfassung gelegenen 

Planbereich formuliert und sind zu beachten. Unter dieser Voraussetzung wird das 

wasserbehördliche Einvernehmen zur Ausnahmegenehmigung gemäß § 113a LWaG M-V vom 

30. Nov. 1992 (GVOBI. M-V 1992, S. 669, aktuelle Fassung) für die Bebauung in der 

Wasserschutzzone III.B hergestellt. 
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Im Allgemeinen ist das Sorgfaltsgebot gemäß § 5 WHG einzuhalten, wonach bei allen Vorhaben 

und Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer (Oberflächenwasser, Grundwasser) 

verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden ist, um 

Beeinträchtigungen sicher auszuschließen. Es ist zu gewährleisten, dass keine 

wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund eindringen können, die zu einer 

Beeinträchtigung des Grundwassers führen könnten.  

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  

Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln oder Verwenden von 

wassergefährdenden Stoffen gemäß § 62 WHG> sind verboten, ausgenommen unterirdische 

Anlagen der Gefährdungsstufen A und B sowie oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen 

A, B und C, die entsprechend den Vorgaben der AwSV errichtet werden. Ölheizungen, die der 

Gefährdungsstufe A zugeordnet werden, sind entsprechend § 40 AwSV der zuständigen 

unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte förmlich anzuzeigen. 

Anzeigevordrucke sind bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische 

Seenplatte erhältlich. Das Heizöllager muss für den Gebrauch in Trinkwasserschutzzonen 

geeignet sein und ist durch eine Fachfirma zu errichten. Der Nachweis zum fachgemäßen 

Einbau ist der unteren Wasserbehörde mit der o.g. Anzeige vorzulegen. Erdwärmekollektoren 

sind ebenfalls anzuzeigen.  

Bau und Betrieb unterirdischer Stromleitungen mit flüssigen wassergefährdenden Kühl- und 

Isoliermitteln sind verboten.  

Die Anwendung von Auftaumitteln auf Straßen, Wegen und sonstigen Verkehrs-flächen sind 

verboten, ausgenommen für die anderen öffentlichen Straßen bei Extremwetterlagen wie z.B. 

Eisregen, sofern keine abstumpfenden Mittel eingesetzt werden können. In der 

Straßenreinigungssatzung ist dies zusätzlich geregelt.  

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Freilandflächen ohne landwirtschaftliche, 

forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzung sowie zur Unterhaltung von 

Verkehrswegen ist verboten. 

Abfall im Sinne der abfallrechtlichen Vorschriften und bergbauliche Rückstände zu behandeln, 

zu lagern oder abzulagern sowie Anlagen zur Ablagerung, Behandlung und zum Umschlag von 

Abfällen zu errichten und zu betreiben ist verboten, ausgenommen die Kompostierung aus 

dem Haushalt stammender Bioabfälle zur Verwertung im eigenen Hausgarten.  

Verkehrswege und bauliche Anlagen  

Die Vorgaben der RiStWag sind zu beachten. Die Notwendigkeit und der Umfang der 

Niederschlagsbehandlung von Verkehrsflächen in der Trinkwasserschutzzone III sind gemäß 

DWA A 102 zu prüfen und zu planen. 
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Die Verwertung von auslaug- oder auswaschbaren Materialien (z.B. Boden, Schlacke, 

pechhaltiger Straßenaufbruch u.ä.) zum Straßen-, Wege-, Eisenbahn- und Wasserbau, für 

andere technische Bauwerke sowie Verfüllungen und zum Errichten von Lärmschutzwällen sind 

je nach Einbauart erlaubt, wenn die Vorgaben gemäß §12 BBodSchV oder LAGA 20 eingehalten 

werden.  

Veränderungen und Aufschlüsse der Erdoberfläche, die die Schutzfunktion der Deckschichten 

wesentlich mindern, sind verboten. Die Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen und die 

vorübergehende Herstellung von Baugruben sind daher möglich. Ein sorgfältiger naturnaher 

Wiedereinbau des ursprünglichen Erdaushubs mit entsprechender Verdichtung und 

Wiederherstellung der Boden-auflage ist zu gewährleisten.  

Durchführung von Bohrungen ist verboten, ausgenommen Baugrunduntersuchungen. 

Errichtung und Betrieb von Erdwärmesonden ohne Ausnahmegenehmigung sind somit auch 

verboten. Die Einrichtung der Baustellen einschließlich der erforderlichen Lagerplätze, von 

denen eine Beeinträchtigung des Grundwassers ausgehen kann, sowie die Lagerung und der 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind in der Wasserschutzzone III nur bei 

entsprechenden Sicherungsvorkehrungen und Anwendung der erforderlichen Sorgfalt 

zulässig. Bagger und andere Baustellentechnik, aus denen wassergefährdende Stoffe aus-

treten können, dürfen nicht unbeaufsichtigt oder ohne entsprechende 

Sicherheitsvorkehrungen abgestellt werden.  

Bei Unfällen mit Austritt wassergefährdender Stoffe sind die nötigen Maßnahmen umgehend 

zu ergreifen, um eine Gefährdung des Trinkwassers zu vermeiden. Solche Unfälle sind 

unmittelbar bei dem Landrat des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als untere 

Wasserbehörde anzuzeigen.  

Weitere Modalitäten bzgl. der Schutzzone sind ggf. zu beachten. Die einzelnen 

Baumaßnahmen sind im vorab mit der Wasserbehörde abzustimmen. 

 

5.5 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom 

AG. 

Für die telekommunikationstechnische Erschließung wird im Zusammenhang mit dem oben 

genannten Bebauungsplan eine Erweiterung des Telekommunikationsnetzes erforderlich. Für 

den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem 

Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn 

und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom 

Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich bei der 

Deutschen Telekom Technik GmbH, T NL Ost, PTI 23, Am Rowaer Forst 1, 17094 Burg Stargard, 

Mail: TI-NL-NO-PTI-23 PM L@telekom.de angezeigt werden. 
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5.6 Abfallrecht 

Die Verwertung bzw. Beseitigung von Abfällen hat entsprechend der Vorschriften des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und des Abfallwirtschaftsgesetzes für Mecklenburg-

Vorpommern (AbfWG M-V) und der auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen 

zu erfolgen. 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von den Baustellen 

als auch von den fertigen Objekten eine vollständige geordnete Abfallentsorgung erfolgen 

kann. Bei der Baudurchführung ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Baugeschehens 

anfallende Bodenaushub einer geordneten Wiederverwendung gemäß den Technischen 

Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) zugeführt wird. 

Während der Erschließungs- und Baumaßnahmen aufgefundene Abfälle sind fachgerecht zu 

entsorgen. 

Falls bei Erdaufschlüssen Anzeichen von schädlichen Bodenveränderungen (z.B. abartiger 

Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Reste alter Ablagerungen) 

auftreten, ist das Umweltamt des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte umgehend zu 

informieren.  

 

 

 

 

  



S e i t e  | 21 

 

vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 7                                               Begründung Stand April 2023 

„Südliche Ergänzung der Wohnbebauung in Schmiedenfelde“   

der Gemeinde Wolde 

5.7 Brandschutz 

Von öffentlichen Verkehrsflächen wird insbesondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu- 

oder Durchgang zu rückwärtigen baulichen Anlagen geschaffen.  

Für die Zufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr gilt die Richtlinie 

über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken. Die lichte Höhe der Zu- oder Durchfahrt 

muss senkrecht zur Fahrbahn gemessen mindestens 3,50 m betragen (DIN 14090).  

Die Zufahrt muss so befestigt sein, dass sie von Fahrzeugen der Feuerwehr für den 

Katastrophen-, Rettungs- und Brandschutz mit einer Achslast bis zu 10 t und einem zulässigen 

Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden kann (DIN 14090).  

Zur Deckung des Löschwasserbedarfs ist nach dem Arbeitsblatt W 405 (02/2008) des 

Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) für mind. 2 Stunden eine 

Löschwassermenge von 48 m³/h in maximal 300 m Entfernung zu gewährleisten. Diese 

Löschwassermenge muss zu jeder Jahreszeit zur Verfügung stehen.  
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5.8. Denkmalschutz 

Alle Veränderungen an Denkmalen und in ihrer Umgebung, sind nach dem 

Denkmalschutzgesetz M-V genehmigungspflichtig. 

Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Baudenkmale vorhanden, die als Denkmal im Sinne des 

Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern eingetragen und als 

Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind.  

Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans keine Bodendenkmale oder Verdachtsflächen bekannt.  

Bei jeglichen Erdarbeiten können jederzeit zufällig archäologische Funde und Fundstellen 

(Bodendenkmale) neu entdeckt werden. Werden bei Erd-arbeiten Funde oder auffällige, 

ungewöhnliche Bodenverfärbungen oder Veränderungen oder Einlagerungen in der 

Bodenstruktur entdeckt, gelten die Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist das 

Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V unverzüglich zu benachrichtigen.  

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des 

Landesamtes für die fachgerechte Untersuchung in unverändertem Zustand zu erhalten. Die 

Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. Die Frist kann jedoch im Rahmen 

des Zumutbaren verlängert werden.  

Als Rechtsgrundlage dient das Denkmalschutzgesetz Mecklenburg - Vorpommern (DSchG M-

V) in der Fassung vom 06. Januar 1998 (GVOBI. M-V S. 12 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 10 

des Gesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383,392). 
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6. Umsetzung der Planung 

Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist gemäß § 12 BauGB an 

bestimmte Voraussetzungen gebunden:  

Der Vorhabenträger muss sich zur Durchführung der Vorhaben- und 

Erschließungsmaßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Planungs- 

und Erschließungskosten im Durchführungsvertrag verpflichten.  

Der Vorhabenträger muss zur Durchführung des Vorhabens und der Erschließung bereit und 

in der Lage sein. Hieraus folgt die Nachweispflicht der wirtschaftlichen und finanziellen 

Leistungsfähigkeit des Vorhabenträgers im Hinblick auf das Gesamtvorhaben zum Zeitpunkt 

des Satzungsbeschlusses. Ein bloßes Glaubhaftmachen der Leistungsfähigkeit des Trägers 

reicht nicht aus.  

Die finanzielle Bonität des Vorhabenträgers ist durch geeignete Mittel nachzuweisen.  

Zusätzlich muss der Vorhabenträger Eigentümer der Flächen sein, auf die sich der 

vorhabenbezogene Bebauungsplan erstreckt.  

Ist der Vorhabenträger nicht Eigentümer, so ist ggf. eine qualifizierte Anwartschaft auf den 

Eigentumserwerb oder eine anderweitige privatrechtliche Verfügungsberechtigung 

nachzuweisen. Dieser Nachweis muss spätestens zum Satzungsbeschluss vorliegen.  

Für den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll die Möglichkeit gemäß § 12 

Abs. 3a BauGB genutzt werden, eine bauliche oder sonstige Nutzung allgemein festzusetzen. 

Unter Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB gilt in diesem Zusammenhang, dass im Rahmen der 

festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.  

Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen 

Durchführungsvertrags sind zulässig. Entsprechend umfangreich und detailliert fällt die 

Vorhabenbeschreibung des Vorhaben- und Erschließungsplans aus. Dieser wird mit dem 

Satzungsbeschluss der Gemeinde zu einem untrennbaren Bestandteil des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans. 
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7. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind 

Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der 

belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig 

beeinträchtigen können. (§ 14 Abs. 1 BNatSchG)  

Der Verursacher eines Eingriffes ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen zu 

unterlassen. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen 

(Ersatzmaßnahmen). 

Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen 

Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, so ist gemäß § 18 BNatSchG über die 

Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu 

entscheiden.  

Die folgende Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erfolgt auf der Grundlage der Hinweise zur 

Eingriffsregelung in der Neufassung vom Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt 

Mecklenburg-Vorpommern (gültig seit 01.06.2018; redaktionell überarbeitet am 01.10.2019). 
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❖ Ermittlung des multifunktionalen Kompensationsbedarfes 

Zur Ermittlung des multifunktionalen Kompensationsbedarfes sind zunächst die im 

Einwirkbereich des Eingriffes liegenden Biotoptypen zu erfassen. 

Die Erfassung und Bewertung der vorhandenen Biotope erfolgte auf der Grundlage der 

Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklenburg-

Vorpommern (LUNG MV 2013) in Verbindung mit den Hinweisen zur Eingriffsregelung (HzE). 

Flächenbilanz:  

Geltungsbereich 1.284 m² 

Allgemeines Wohngebiet 
1.263 m² 

Verkehrsflächen 
     21 m² 

Maximale Vollversiegelung bei 

einer GRZ von 0,4:         

758 m² 

 

davon entfallen auf: 

(1) Wohnhaus ca. 192 m² 

(2) Garage ca. 64 m² 

Verkehrsflächen, Freianlagen 

und weitere mögliche 

Versiegelungen 

max. 502 m² 

 

Folgende Biotoptypen befinden sich im Planungsraum: 

Biotoptyp Flächengröße in m² 

Einzelgehöft 1.284 

Davon Versiegelung durch 

Bestandsgebäude 

293 

 

❖ Ermittlung des Biotopwertes 

Zur Ermittlung des Biotopwertes wird aus der Anlage 3 die naturschutzfachliche Wertstufe 

entnommen. Der durchschnittliche Biotopwert ergibt sich aus der jeweiligen Wertstufe.  

 
Biotoptyp Regenerations-

fähigkeit 

Gefährdung Wertstufe Biotopwert 

 

Einzelgehöft 

 

 

 

0 

 

 

0 

 

 

0 

 

 

1 – Versiegelungsgrad 

= 0,77 
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❖ Ermittlung des Lagefaktors 

Über Zu- bzw. Abschläge des ermittelten Biotopwertes wird die Lage der vom Eingriff 

betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vorbelasteten Räumen berücksichtigt 

(Lagefaktor).   

Der Abstand zu vorhandenen Störquellen, in diesem Fall der angrenzenden Dorfstraße sowie 

dem Siedlungsbereich der Ortslage Schmiedenfelde beträgt weniger als 100 m. Der Lagefaktor 

ist in diesem Fall 0,75.  

❖ Berechnung des Eingriffsflächenäquivalents für Biotopbeseitigung bzw. 

Biotopveränderung (unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 

 

Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden (Funktionsverlust), ergibt 

sich das Eingriffsflächenäquivalent durch Multiplikation aus der vom Eingriff betroffenen Fläche 

des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps und dem Lagefaktor. 

 

  

Biotoptyp 

 

Fläche 

des  

beeinträc

htigten 

Biotops 

[in m²] 

x 
Biotop- 

wert  
x 

Lage- 

faktor 

= 

 

Eingriffsflächen-

äquivalent  

[in m² EFÄ] 

Einzelgehöft 1.284 0,77 0,75 742 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 
742 
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❖ Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von 

Biotopen (mittelbare Wirkungen / Beeinträchtigungen) 

Zu berücksichtigen ist, ob neben der Beseitigung und Veränderung von Biotopen in der Nähe 

des Eingriffes gelegene gesetzlich geschützte Biotope oder Biotoptypen ab einer Wertstufe 

von 3 mittelbar beeinträchtigt werden, d.h. dass sie nur eingeschränkt funktionsfähig sind. 

(Funktionsbeeinträchtigung). 

Vorliegend werden keine Biotope durch die genannten Eingriffe in ihrer Funktion 

beeinträchtigt. 

 

❖ Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

Nahezu alle Eingriffe sind neben der Beseitigung von Biotopen auch mit der Versiegelung bzw. 

Überbauung von Flächen verbunden. Das führt zu weiteren Beeinträchtigungen insbesondere 

der abiotischen Schutzgüter, so dass zusätzliche Kompensationsmaßnahmen entstehen. 

Deshalb ist biotopunabhängig die teil-/vollversiegelte bzw. überbaute Fläche in m² zu ermitteln 

und mit einem Zuschlag von 0,2/0,5 zu berücksichtigen. 

Bei einer GRZ von 0,4 ist eine maximale Versiegelung von 758 m² möglich. 

 

Teil-/Vollversiegelte bzw- 

überbaute Fläche  

[in m²] 

x 

Zuschlag für Teil-

/Vollversiegelung 

0,2/0,5 

= 

Eingriffsflächenäq

uivalente  

[m² EFÄ] 

 

758 

 

0,5 379 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 379 
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❖ Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 

multifunktionale Kompensationsbedarf. 

Eingriffsflächenäqui

valent für 

Biotopbeseitigung 

[m² EFÄ] 

+ 

Eingriffsflächenäq

uivalent für 

Funktionsbeeinträc

htigung 

[m² EFÄ] 

+ 

EFÄ für Teil-

/Vollversiegelung 

bzw. Überbauung 

= 

Multifunktion

aler 

Kompensatio

nsbedarf [m² 

EFÄ] 

742 0 379 1.121 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs [m² EFÄ]: 1.121 

 

Der multifunktionale Kompensationsbedarf beträgt 1.121 m² EFÄ. Zur Kompensation erfolgt 

die Sicherung einer Ökokontomaßnahme in der Landschaftszone 3 – Rückland der 

Mecklenburgischen Seenplatte. Die vertragliche Sicherung erfolgt vor dem Satzungsbeschluss 

und wird der unteren Naturschutzbehörde nachgewiesen. 

 

Gehölzschutz 

Grundlage für die landesweit einheitliche Kompensationspraxis bei der Beseitigung 

geschützter Bäume bildet die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Landwirtschaft, 

Umwelt und Verbraucherschutz über den Baumschutzkompensationserlass vom 15. Oktober 

2007. 

Einzelbäume im Sinne des Erlasses sind Bäume mit einem Stammumfang von 50 cm, gemessen 

in einer Höhe 130 cm über dem Erdboden. Der Kompensationsbedarf ist nach Maßgabe der 

nachstehenden Tabelle zu berechnen: 

 

Stammumfang 

 

Kompensation im Verhältnis  

50 cm bis 150 cm 1: 1 

> 150 cm bis 250 cm  1: 2 

> 250 cm 1: 3 
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Zur Umsetzung des Vorhabens ist die Fällung eines Walnussbaumes mit einem Stammumfang 

von 203 cm erforderlich. 

Aufgrund des Stammumfanges erfolgt die Kompensation im Verhältnis 1:2. Die 

Ausgleichspflanzungen erfolgen mit heimischen und standortgerechten Baumarten nach 

Möglichkeit auf dem von der Baumabnahme betroffenen Grundstück oder in unmittelbarer 

Umgebung. Die Lage der Ausgleichspflanzungen wird im Durchführungsvertrag gemäß § 12 

BauGB geregelt. 

 

Für die Fällung ist gemäß § 18 NatSchG M-V separat eine Naturschutzgenehmigung bei der 

unteren Naturschutzbehörde zu stellen. 

 

 


